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Wenige Themen berühren den Menschen in derart existentieller Weise
wie der Tod. Daher ist es wenig erstaunlich, dass im Bereich der Sterbe-
hilfe die Diskussion oft sehr emotional geführt wird. Die sogenannt auf-
geklärten Menschen sind nur all zu gerne und all zu schnell bereit, all
jenen, die gegenüber dem Recht auf Selbstbestimmung Zurückhaltung
oder gar Zweifel äussern, weltanschauliche Verbohrtheit vorzuwerfen. 
Geht es um derart existentielle Fragen wie jene über Sein oder Nichtsein,
so ist schon wegen der Irreversibilität der Handlung insofern Zurück-
haltung angebracht, als man sicher sein muss, dass alles seine richtige
Ordnung hat. Diese Problematik wirft im Bereich der Sterbehilfe Sicher-
heitsfragen auf.
Am 1. März 2007 bezogen namhafte Experten an einer in Zürich veran-
stalteten Tagung des Instituts für Rechtswissenschaft und Rechtspraxis
der Universität St. Gallen zu verschiedenen Aspekten der Sicherheit in der
Sterbehilfe Stellung. Der Themenkomplex wurde bezüglich ganz grund-
sätzlicher und genereller Sicherheitsfragen (wie bspw. jener des Damm-
bruch-Arguments) wie auch in Bezug auf ganz konkrete und punktuelle
Fragen (wie bspw. jener der selbstsüchtigen Beweggründe i.S.v. Art. 115
StGB) diskutiert. Dieser Band enthält die Referate dieser Tagung und dient
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Dieser Beitrag will in einem ersten Abschnitt einen Überblick über 
die strafrechtlichen Voraussetzungen einer Strafbarkeit wegen einer 
Verleitung oder Beihilfe zur Selbsttötung2 bieten. Es werden daher 
die Grundlagen des Tatbestandes und die Tatbestandsmerkmale von 
Art. 115 StGB erläutert. Unter den subjektiven Tatbestandsmerkma-
len kommt den «selbstsüchtigen Beweggründen» eine besondere Be-
deutung zu. Diesem Merkmal gilt daher die besondere Aufmerksam-
keit des zweiten Abschnittes. In einem abschliessenden dritten Ab-
schnitt werden die kriminalpolitischen Forderungen nach einer 
besseren gesetzlichen Regelung der organisierten Suizidbeihilfe auf-
gegriffen und dabei analysiert, ob ein Revisionsbedarf bezüglich Art. 
115 StGB besteht. 
1. Grundlagen des Tatbestandes und Tatbestandsmerkmale 
1.1. Zur statistischen Bedeutung von Art. 115 StGB in der Praxis 
In den Jahren zwischen 1984 und 2005 kam es zu 5 Verurteilungen 
wegen Verleitung und Beihilfe zum Suizid, wovon 2 Urteile im Jahr 
1993 und je 1 Urteil in den Jahren 1991, 2002 und 2005 gefällt worden 
                                                   
2 Im vorliegenden Text werden die Begriffe «Suizid» und «Selbsttötung» ver-
wendet; es wird weder von «Freitod» noch von «Selbstmord» gesprochen. In 
der Marginalie und im Text von Art. 115 StGB steht allerdings nach wie vor 
der unzeitgemässe Ausdruck «Selbstmord». 
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sind.3 Art. 115 StGB spielt demnach in der Praxis der Schweizer Straf-
gerichte eine äusserst marginale Rolle. Auch für die Zeit von 1960 bis 
1983 sind nur vereinzelt Urteile gestützt auf Art. 115 StGB ergangen. 
1.2. Grundsatz der Straflosigkeit des Suizids – Konsequenzen für die 
Beteiligung Dritter 
Dass nicht nur die Selbsttötung, sondern auch die versuchte Selbsttö-
tung straflos bleiben muss, ist in säkularisierten, freiheitlich verfass-
ten Staaten seit längerer Zeit anerkannt.4 Deshalb setzen die Tötungs-
delikte immer die Tötung eines anderen lebenden Menschen voraus.5 
Aus der Straflosigkeit des Suizids würde sich aber nach den allge-
meinen Regeln des Strafrechts auch die Straflosigkeit der Anstiftung 
oder Beihilfe, also der Teilnahme zum Suizid ergeben (Akzessorietät 
der Teilnahme). Weil dieses Resultat dem Gesetzgeber angesichts der 
Höchstrangigkeit des Rechtsguts Leben6 und der Möglichkeit von 
Missbräuchen widerstrebte, nahm er einen Spezialtatbestand in das 
Strafgesetzbuch auf. Mit diesem sollten auch die dogmatischen Kon-
troversen über ein «Aufleben» der Strafbarkeit wegen Unterlassung 
oder mittelbarer Täterschaft, wie sie in Deutschland bis heute andau-
ern, ausgeräumt werden.7 Die geltende Fassung legt eine partielle 
Verbotslösung fest: Die Teilnahme am Suizid ist nur strafbar, wenn 
sie aus selbstsüchtigen Beweggründen erfolgt.8 Andere Staaten ver-
                                                   
3 BUNDESAMT FÜR STATISTIK, Strafurteilsstatistik, Stand der Datenbank: 30. Au-
gust 2006. 
4 HAFTER, Tatbestand, 398; STRATENWERTH/JENNY, 49. 
5 SCHWARZENEGGER, N 2 zu vor Art. 111 StGB.  
6 SCHWARZENEGGER, N 6 zu vor Art. 111 StGB, m.w.H. 
7 HAFTER, Tatbestand, 400. 
8 BBl 1918, IV, 32. 
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zichten völlig auf eine Kriminalisierung der Mitwirkung am Suizid 
(z.B. Deutschland, Frankreich, Belgien), wieder andere optieren für 
eine generelle Verbotslösung (z.B. Österreich). 
Obwohl es kaum zu Anklagen wegen Verleitung oder Beihilfe zum 
Suizid kommt, ist die Strafnorm für die Grenzziehung zwischen lega-
ler und strafbarer Hilfe zur Selbsttötung, insbesondere bezüglich der 
Aktivitäten von Sterbehilfeorganisationen (EXIT (deutsche Schweiz), 
DIGNITAS u.a.), von grosser praktischer Relevanz. Die Sterbehilfe 
hat in der Schweiz in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Im 
Jahr 2003 wählten insgesamt 272 Menschen diese Art, sich das Leben 
zu nehmen. Die Organisation EXIT begleitete zu Beginn der 90er Jah-
re durchschnittlich 30 Sterbewillige pro Jahr in den Tod, 2004 waren 
es 153 Fälle. Einen grösseren Anstieg verzeichnete der sog. «Sterbe-
tourismus». Im Jahr 2003 kamen 91 Personen aus dem Ausland zum 
Sterben in die Schweiz, wobei diese Menschen ausschliesslich von 
der Sterbehilfeorganisation DIGNITAS betreut wurden. Im Jahr 2000 
waren es drei Sterbewillige aus dem Ausland. 2001 wurden 38 Fälle 
gezählt.9 Gemäss einer Studie des Bundesamtes für Gesundheit wur-
de in den Jahren 2001-2002 bei 0,4 % aller Todesfälle Beihilfe zum 
Suizid geleistet. Im Jahre 2002 wurden 10% aller Suizide von Sterbe-
hilfeorganisationen betreut.10 
Indirekte Bedeutung erlangt Art. 115 StGB durch seine systematisch-
logische Stellung im Rahmen der Tötungsdelikte. Er regelt die straf-
bare Beteiligung am freiverantwortlichen Suizid abschliessend. Liegt 
eine auf dem freien Entschluss des Betroffenen realisierte Selbsttö-
                                                   
9 Vgl. NZZ, 7. Februar 2006, 13. 
10 BAG-Bericht-2005, 16; vgl. zu Geschlechtsverteilung, medizinischer Diagnose-
gruppe [überwiegend Karzinom], diagnostizierendem und rezeptierendem 
Arzt die statistischen Angaben in BOSSHARD, 23 ff. m.w.H. 
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tung vor11, können Teilnahmehandlungen nicht gleichzeitig als Tö-
tung durch Unterlassung (Art. 111 ff. StGB), als fahrlässige Tötung 
(Art. 117 StGB), als Aussetzung (Art. 127 StGB) oder allenfalls als 
Unterlassung der Nothilfe gegenüber einem Menschen, der in unmit-
telbarer Lebensgefahr schwebt (Art. 128 StGB), geahndet werden.12 
Massgeblich ist stets, ob Urteilsfähigkeit,13 d.h. eine rechtlich beachtli-
che Willensäusserung hinsichtlich der konkreten Selbsttötungsent-
scheidung zum gegebenen Zeitpunkt vorlag. 
1.3. Die Urteilsfähigkeit als zentrales Unterscheidungskriterium eines 
selbstbestimmten Suizids (Selbsttötung) von einer fremdbestimmten 
Tötung (Fremdtötung) 
Der Suizid ist dadurch charakterisiert, dass die sterbewillige Person 
das zu ihrem Tode führende Geschehen aufgrund einer eigenverant-
wortlichen Entscheidung auslöst und beherrscht. Davon kann man nur 
sprechen, wenn diese Person in Kenntnis der Bedeutung und vollen 
Tragweite ihres Verhaltens selbstständig gehandelt hat. Wird der Be-
troffene zur Selbsttötung genötigt oder in einen Irrtum versetzt, der 
die Selbstverletzung veranlasst, kommt Art. 115 StGB nicht zur An-
wendung. Ebenso verhält es sich, wenn er nicht in der Lage ist, die 
Bedeutung der Selbsttötungshandlung und des zum Tode führenden 
Geschehensablaufes zu verstehen. In diesem Fall wird die Willens-
äusserung des Sterbewilligen rechtlich als unbeachtlich angesehen. 
                                                   
11 Anklagekammer NE, 30. Januar 1981, RJN 1980, 108; STRATENWERTH/JENNY, 51: 
«Täterschaft des sich selbst Tötenden»; TRECHSEL, N 2 zu Art. 115 StGB: «vor-
sätzlich den eigenen Tod verursacht»; offengelassen in OGer OW, 15. April 
1992, SJZ 1996, 214 f., Nr. 25. 
12 Vgl. REHBERG/SCHMID/DONATSCH, III, 15; RIKLIN, 331; SCHUBARTH, N 37 zu Art. 
115 a.E.; STRATENWERTH/JENNY, 57. 
13 Art. 16/18 ZGB; BUCHER, Zwangsmedikation, 789 ff. 
CHRISTIAN SCHWARZENEGGER 
 86 
Die schweizerische Strafrechtslehre nimmt hierbei Bezug auf den 
Rechtsbegriff der Urteilsfähigkeit, der in Art. 16 ZGB allgemein für die 
gesamte Rechtsordnung umschrieben wird.14 «Urteilsfähigkeit … 
äussert sich in jenen vom Ich ausgehenden, bewussten Akten der 
Besinnung, welche sich auf die innere Welt eines Menschen zurück-
wenden, von ihren nur mehr oder weniger dunkel erlebten, triebhaf-
ten und geistigen Einstellungen und Strebungen bewusst Kenntnis 
nehmen, sie denkend verarbeiten, gefühlsmässig bewerten und in 
inneren Willenshandlungen umgestalten. Dadurch kommt ein von 
der spontanen Selbstbestimmung des Ich mitgeprägtes und gelenk-
tes, deshalb verantwortliches, willensmässiges Handeln zustande, 
welches erst nach vorausgegangener Besinnung in die äussere Welt 
eingreift».15 Nach Art. 16 ZGB gilt die Urteilsfähigkeit als Normalzu-
stand. Nur wem «wegen seines Kindesalters oder infolge von Geis-
teskrankheit, Geistesschwäche, Trunkenheit oder ähnlichen Zustän-
den die Fähigkeit mangelt, vernunftgemäss zu handeln» gilt als ur-
teilsunfähig.16 Es handelt sich bei dieser Bestimmung um eine Gene-
ralklausel, die kasuistisch zu konkretisieren ist. Für die Beurteilung 
der Urteilsfähigkeit ist immer von den konkreten Umständen hin-
sichtlich einer bestimmten Suizidhandlung zu einem bestimmten 
Zeitpunkt auszugehen (Relativität der Urteilsfähigkeit). Bei ein und der-
selben Person kann bezüglich einfacher Lebenssachverhalte Urteils-
fähigkeit gegeben sein, hinsichtlich komplizierter Zusammenhänge 
                                                   
14 BINDER, Urteilsfähigkeit, 1 ff.; BUCHER, Zwangsmedikation, 789 ff.; CORBOZ, I, 
N 4 zu Art. 115; REHBERG/SCHMID/DONATSCH, III, 15; RIPPE/SCHWARZENEGGER/ 
BOSSHARD/KIESEWETTER, 81 ff.; anders STRATENWERTH/JENNY, 52, die nach 
deutschem Vorbild den Begriff der Schuldunfähigkeit (10 D-StGB) heranzie-
hen. 
15 BINDER, Urteilsfähigkeit, 40 [Hervorhebungen im Original]. 
16 Zur Anpassung dieser Bestimmung im Rahmen der ZGB-Revision (Erwach-
senenschutz), vgl. BBl 2006, 7094. 
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gleichzeitig Urteilsunfähigkeit. Das Vorliegen einer psychischen Stö-
rung hat daher nicht zwangsläufig Urteilsunfähigkeit zur Folge, son-
dern ist immer mit der konkret zu beurteilenden Handlung in Bezie-
hung zu setzen.17 Bei der Beurteilung der Urteilsfähigkeit eines Sui-
zidwilligen ist den dafür möglicherweise ursächlichen psychischen 
Ausnahmezuständen und depressiven Zuständen besonders Rech-
nung zu tragen.18 Im Sinne einer Faustregel lässt sich dennoch festhal-
ten, dass ein freiverantwortlicher Suizid bei Kindern und Jugendlichen 
mangels der intellektuellen Fähigkeiten, die schwerwiegenden Kon-
sequenzen solchen Handelns genau abzuschätzen, regelmässig aus-
scheidet.19 Bei Personen mit geistigen Störungen und Berauschten 
wird die Entscheidfähigkeit hinsichtlich der Selbsttötung mehrheit-
lich nicht gegeben sein, doch sind die Umstände des Einzelfalls ge-
nau zu prüfen.20 Auch nach neuester bundesgerichtlicher Rechtspre-
chung darf psychisch Kranken in engen Grenzen Natrium-Pentobar-
bital zur Selbsttötung verschrieben und Suizidbeihilfe geleistet wer-
den, sofern der Sterbewunsch auf einer autonomen, wohlerwogenen, 




                                                   
17 BGE 124 III 5; 127 I 6. 
18 BAG-Bericht-2005, 17. 
19 Ebenso SCHÖCH/VERREL, 553 ff. 
20 OGer OW, 15. April 1992, SJZ 1996, 214, Nr. 25, im konkreten Fall abgelehnt. 
21 BGE 133 I 58; vgl. auch die Besprechungen dieses Urteils von PETERMANN in 
diesem Band; ebenso SCHWARZENEGGER, Mittel, Rz 22 und SCHWARZENEGGER, 
Mittel, Kurzfassung SÄZ, 843 ff. 
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Abbildung 1: Die Bedeutung der Urteilsfähigkeit und der Tatherr-
schaft für die strafrechtliche Beurteilung 
 
Den Beweis über die Urteilsunfähigkeit des Suizidenten muss die 
Anklagebehörde erbringen, falls sie eine vorsätzliche oder fahrlässige 
Tötung als erfüllt ansieht. In der Mehrzahl der Fälle muss sie ex post 
festgestellt werden, wobei dieser Beweis bei verstorbenen Personen 
besonders schwierig sein dürfte.22 
                                                   
22 RIPPE/SCHWARZENEGGER/BOSSHARD/KIESEWETTER, 84 f.; ebenso StA ZH, 16. 
September 2005, A-4/2005/1134 (Einstellungsverfügung), in diesem Fall konn-
te die Urteilsfähigkeit zum Zeitpunkt des Suizids einer an Alzheimer erkrank-
ten Patientin auch durch ein psychiatrisches Gutachten nachträglich nicht 
mehr mit hinreichender Sicherheit festgestellt werden. Auch einer Bestrafung 
wegen fahrlässiger Tötung (Art. 117 StGB) stand die grundrechtlich garantier-
te Unschuldsvermutung i.S.v. Art. 32 Abs. 1 BV entgegen. 
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1.4. Der objektive Tatbestand von Art. 115 StGB 
1.4.1. Voraussetzung des urteilsfähigen Suizidenten 
Ist der Suizident urteilsunfähig, befindet er sich in einem Irrtum oder 
wird er zur Selbsttötung genötigt, so mangelt es an einer freiverant-
wortlichen Selbstgefährdung bzw. -verletzung. Mangels «vorsätzli-
cher Täterschaft» des sich selbst Tötenden liegt kein Suizid i.S.v. Art. 
115 StGB vor, weshalb der Tatbestand gar nicht anwendbar ist.23 Weil 
Art. 115 StGB in solchen Fällen nichts regelt, kann er konsequenter-
weise nicht als abschliessende Regelung der Beteiligung an unfreiwil-
ligen Selbsttötungen betrachtet werden, so dass einerseits vorsätzli-
che Tötung in mittelbarer Täterschaft in Frage kommt, wenn der sich 
als Anstifter bzw. Gehilfe betätigende Täter kraft überlegenen Sach-
wissens die eigentliche Kontrolle über das Geschehen hat und dies-
bezüglich vorsätzlich handelt.24 Andererseits ist bei Garantenstellung 
eine vorsätzliche oder fahrlässige Tötung durch unechte Unterlas-
sung in Betracht zu ziehen. Besonders problematisch und irrtums-
trächtig ist die Feststellung der Urteilsfähigkeit von Personen mit 
psychischen Störungen und Betäubungsmittelabhängigen im Mo-
ment der Selbsttötung.25 
                                                   
23 ARZT, Bürokratisierung, 587; REHBERG/SCHMID/DONATSCH, III, 15; SCHUBARTH, 
N 15 f. zu Art. 115 StGB m.w.H.; STRATENWERTH/JENNY, 51 ff.; WALDER, vor-
sätzliche Tötung, 127 «kein Freitod». 
24 RIKLIN, 330; STRATENWERTH/JENNY, 52. 
25 Solche Irrtümer sind nach Art. 13 StGB zu beurteilen; vgl. TRECHSEL, N 2 zu alt 
Art. 19 StGB zu Art. 115 StGB. 
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1.4.2. Die für den Tod kausale Handlung muss vom Suizidenten ausgeführt 
werden (Tatherrschaft) 
Die zweite zentrale Weichenstellung nach der Feststellung der Ur-
teilsfähigkeit betrifft die Kontrolle über die unmittelbar zum Tode 
führende Handlung. Damit Art. 115 StGB überhaupt zur Anwendung 
kommen kann, muss der Suizidwillige selbst «Hand an sich legen», 
d.h. die «Tatherrschaft» über die Suizidhandlung innehaben. Führt 
der Sterbehelfer den letzten zum Tod des Suizidwilligen führenden 
Akt aus, handelt es sich um eine Fremdtötung, die nach Art. 114 StGB 
oder Art. 111 ff. StGB zu beurteilen ist. Die Feststellung der Tatherr-
schaft über die todbringende Handlung richtet sich nach den allge-
meinen Regeln. Wenn etwa ein Sterbegleiter einem Tetraplegiker via 
Röhrchen das letale Natrium-Pentobarbital einflöst, kommt es darauf 
an, ob der Tetraplegiker noch selber das tödliche Mittel saugen und 
schlucken bzw. ohne Folgen ausspucken kann26 oder dieses ohne sein 
aktives Zutun in die Speiseröhre gelangt.27 Die Tatherrschaft liegt 
beim Sterbebegleiter, wenn er einer sterbewilligen Frau mit infauster 
Prognose bei geöffnetem Dreiweghahn eine Dosis Natrium-Pento-
barbital in die Infusion spritzt, so dass das Betäubungsmittel auf di-
rektem Weg ohne weiteres Zutun der Frau in deren Körper gelangt.28 
Öffnete die Frau den Dreiweghahn selber, hätte sie selbst Tatherr-
                                                   
26 Tatherrschaft über die todbringende Handlung beim Sterbewilligen, Art. 115 
StGB. 
27 Tatherrschaft über die todbringende Handlung beim Sterbebegleiter (Art. 114 
StGB, ev. Art. 111 ff. StGB), vgl. Tages-Anzeiger vom 1. Dezember 1999, 11 
mit Beschreibung eines ähnlichen Falles. 
28 Fall der Tötung auf Verlangen, eventuell eines Totschlags oder einer vorsätzli-
chen Tötung. 
Selbstsüchtige Beweggründe bei der Verleitung und Beihilfe zum Selbstmord (Art. 115 StGB) 
 91
schaft über die todbringende Handlung und der Beitrag des Sterbe-
helfers wäre nach Art. 115 StGB zu beurteilen.29 
Ausserdem kann eine Bestrafung des zum Suizid verleitenden bzw. 
Beihilfe leistenden Sterbehelfers nach der expliziten Regelung von 
Art. 115 StGB nur erfolgen, wenn die Selbsttötung mindestens ver-
sucht wurde.30 Versuchte Verleitung zu einer Selbsttötung bleibt so-
mit straflos. 
1.4.3. Verleitung zum Suizid 
Zunächst ist die Verleitung zum Suizid mit Strafe bedroht. Die Vor-
aussetzungen der Verleitung sind identisch mit jenen der Anstiftung 
nach Art. 24 StGB, d.h. in objektiver Hinsicht sind das Hervorrufen 
eines Selbsttötungsentschlusses bei einem anderen Menschen und 
mindestens der Versuch eines Suizids dieses Menschen gefordert. Es 
kann auf die allgemeine Literatur zur Anstiftung verwiesen werden. 
1.4.4. Beihilfe zum Suizid 
Weiter wird auch die Beihilfe zum Suizid erfasst, die in objektiver 
Hinsicht neben der tatherrschaftlich und eigenverantwortlich durch 
den Sterbewilligen ausgeführten Selbsttötung einen kausalen Beitrag 
des Gehilfen erfordert, der wie bei der Gehilfenschaft nach Art. 25 
StGB auch psychische Unterstützung sein kann.31 Wenn Verleitung 
                                                   
29 Fall der Beihilfe zum Suizid, vgl. zum Ganzen SCHWARZENEGGER, N 6 zu Art. 
115 StGB. 
30 LOGOZ, N 7 zu Art. 115 StGB; THORMANN/VON OVERBECK, N 8 zu Art. 115 
StGB. 
31 Siehe auch Abb. 2 unten 1.6. 
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und Beihilfe kumulativ auftreten, ist das Delikt nach h.L. nur einmal 
begangen.32 
Fällt der urteilsfähige Suizident nach Einnahme eines Betäubungsmit-
tels in einen Zustand der Bewusstlosigkeit kann keine Unterlassungs-
strafbarkeit «aufleben», wenn ein Garant wie bspw. der Ehegatte in-
aktiv bleibt, d.h. nichts gegen den Eintritt des Todes unternimmt. 
Hier hat das Selbstbestimmungsrecht Vorrang vor dem durch den 
Garanten zu wahrenden Lebensschutz.33 
1.5. Der subjektive Tatbestand von Art. 115 StGB 
In subjektiver Hinsicht muss der Täter Eventualvorsatz bezüglich der 
vom Suizidenten tatherrschaftlich und eigenverantwortlich ausge-
führten Selbsttötung sowie bezüglich seiner eigenen Anstifter- bzw. 
Gehilfenhandlung haben. Im Falle der (organisierten) Suizidbeihilfe 
handelt der Sterbehelfer regelmässig mit direktem Vorsatz ersten 
Grades, weil der Suizid des Betroffenen wie auch die unterstützende 
Handlung unmittelbar gewollt ist. Es kann im Übrigen auf die weiter-
führende allgemeine Literatur zu Art. 24 und Art. 25 StGB verwiesen 
werden. 
Als weiteres subjektives Tatbestandsmerkmal wird ein Handeln «aus 
selbstsüchtigen Beweggründen» («poussé par un mobile égoïste», 
«per motivi egoistici») vorausgesetzt. Die Besonderheit des Straftat-
bestandes der Verleitung und Beihilfe zum Suizid besteht darin, dass 
                                                   
32 SCHWARZENEGGER, N 6 zu Art. 115 StGB; STRATENWERTH/JENNY, 57; TRECHSEL, 
N 3 zu Art. 115 StGB. 
33 SCHWARZENEGGER, N 6 zu Art. 115 StGB m.w.H.; für den Vorrang der Selbst-
bestimmung auch die h.L. in Deutschland, abweichend dagegen die dortige 
Rechtsprechung, vgl. zusammenfassend LACKNER/KÜHL, N 15 zu vor § 211 
StGB m.w.H. 
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das Vorliegen des objektiven Tatbestandes und des Vorsatzes für die 
Unrechtsbegründung nicht ausreicht. Anders gesagt: Wer mit Wissen 
und Willen einen anderen zum Suizid motiviert, der danach mindes-
tens versucht wird, oder wer mit Wissen und Willen einem anderen 
physisch oder psychisch bei einer (mindestens versuchten) Selbsttö-
tung hilft, macht sich nur dann strafbar, wenn er diese Handlungen 
aus selbstsüchtigen Beweggründen begeht. Die selbstsüchtigen Beweg-
gründe sind folglich konstitutiv für die Unrechtsdefinition des Tatbe-
standes. Liegen sie nicht vor, handelt der «Anstifter» oder «Gehilfe» 
rechtmässig. Näheres zu den selbstsüchtigen Beweggründen folgt 
sogleich in Abschnitt B. 
1.6. Teilnahme an der Verleitung bzw. Beihilfe zum Suizid 
Eine Teilnahme an der Verleitung bzw. Beihilfe zum Suizid ist nach 
den allgemeinen Regeln möglich.34 Es ist also bspw. möglich, dass ein 
Aussenstehender (Angehöriger, Freund, Apotheker, Pflegepersonal, 
beliebiger Dritter) den Täter (rezeptausstellender Arzt, Suizidhelfer) 
zu seiner Verleitung zum Suizid anstiftet oder einen Täter zur Beihil-
fe am Suizid anstiftet oder aber auch eine Beihilfe zur Beihilfe leistet 
(siehe Abb. 2)! Aus dem Charakter als abschliessende Sonderregelung 
ist abzuleiten, dass auch für diese entfernteren Mitwirkenden ein 
Handeln aus selbstsüchtigen Beweggründen erforderlich ist.35  
Fraglich ist die Strafbarkeit für den entfernten Mitwirkenden aber 
dann, wenn bloss dieser selbstsüchtig motiviert ist, der direkte Helfer 
aber nicht selbstsüchtig und folglich rechtmässig handelt. Zum Teil 
                                                   
34 Art. 24/25 i.V.m. Art. 115 StGB; SCHWARZENEGGER, N 11 zu Art. 115 StGB 
m.w.H. 




wird mittelbare Täterschaft durch ein absichtsloses Werkzeug befür-
wortet.36 Die selbstsüchtigen Beweggründe sind unrechtsbegrün-
dend,37 d.h. ihr Nichtvorhandensein führt nicht bloss zu einem 
Schuldausschluss,38 sondern lässt die Tatbestandsmässigkeit dahinfal-
len. Wäre man anderer Ansicht, könnte ein beliebiger Dritter Not-
wehrhilfe gegen jede Art der direkten Beihilfe am Suizid, also auch 
gegen die altruistisch begründete, üben!39 Die Teilnahme an der Ver-
leitung bzw. Beihilfe zum Suizid richtet sich – entgegen der direkten 
Teilnahme, für die der Sondertatbestand des Art. 115 StGB geschaffen 
wurde – nach den allgemeinen Regeln (Art. 24–25 StGB) und verhält 
sich daher akzessorisch zum unrechtsbegründenden Handeln des 
Haupttäters, d.h. – im vorliegenden Kontext – des direkten Teilneh-
mers. Handelt dieser rechtmässig, kann die entferntere Teilnahme 
nicht selbständig ein Unrecht begründen. Ohne spezifische Krimina-
lisierung dieser Konstellationen – etwa in einem ergänzenden Absatz 
des Art. 115 StGB – muss daher der selbstsüchtig motivierte, indirek-
te Teilnehmer straflos bleiben.40 Die Grenzziehung zwischen direkter 
und indirekter Hilfe kann in bestimmten Fällen Schwierigkeiten be-
reiten, insbesondere dann, wenn der Helfende im Moment des Sui-
zids anwesend ist und allenfalls psychologische Unterstützung leis-
tet. Sobald sich eine Hilfestellung direkt gegenüber dem Suizidenten 
                                                   
36 So GERMANN, 196; SCHULTZ, 284. 
37 Siehe schon oben unter 1.5. 
38 STEINMANN, 343, weist zu Recht darauf hin, dass eine Bestrafung in diesem 
Fall nur in Betracht komme, wenn das Fehlen von selbstsüchtigen Beweg-
gründen als persönlicher Schuldausschlussgrund i.S.v. Art. 27 StGB (Art. 26 
alt StGB) angesehen würde. Sie lässt aber offen, ob dem tatsächlich so sei. 
39 Voraussetzung für die Notwehr(hilfe) ist ein rechtswidriger Angriff auf ein 
Rechtsgut. Keine Rolle spielt, ob der Angreifer schuldhaft handelt, siehe nur 
DONATSCH/TAG, 219; STRATENWERTH, AT, 1, § 10 N 72. 
40 Gl.M. STRATENWERTH, AT, 348 m.w.H. 
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auswirkt, ist die Strafbarkeit des selbstsüchtig motivierten Teilneh-
mers zu bejahen. 
Abbildung 2: Direkte und indirekte Formen der Beihilfe zum Suizid 
 
Problematisch ist ausserdem die Konsequenz aus Art. 24 Abs. 2 StGB: 
Die versuchte Anstiftung zu einer Verleitung bzw. zu einer Beihilfe 
zum Suizid müsste der Logik des Gesetzes folgend strafbar sein, 
selbst wenn er letztlich gar nicht versucht wird. Die unmittelbare 
Teilnahme ist demgegenüber nur bei versuchtem oder vollendetem 
Suizid strafbar. Es ist naheliegend, im Erfordernis des zumindest ver-
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suchten Suizids eine Sperrwirkung auch für nur mittelbare Mitwir-
kungen zu sehen.41 
2. «Selbstsüchtige Beweggründe» 
2.1. «Selbstsüchtige Beweggründe» als Generalklausel 
Bei diesem subjektiven Tatbestandsmerkmal handelt es sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff, genauer: um eine Generalklausel. Im 
Gegensatz zur Tötung auf Verlangen, deren Generalklausel der «ach-
tenswerten Beweggründe» mit einem Regelbeispiel näher charakteri-
siert wird («namentlich aus Mitleid»), enthält der Tatbestand von Art. 
115 StGB keinerlei Hinweis darauf, wie die «selbstsüchtigen Beweg-
gründe» näher einzugrenzen wären. Solche Generalklauseln gehören 
zu den normativen Tatbestandsmerkmalen, die sich einer deskriptiven 
Definition weitgehend entziehen und daher einer wertenden Konkre-
tisierung bedürfen. Sie werden vom Gesetzgeber häufig dann einge-
setzt, wenn er dem Gericht einen grösseren Auslegungsspielraum ein-
räumen will.42 Aufgrund der geringen Anzahl Fälle, die zu Anklage 
und gerichtlicher Beurteilung kamen (s. oben 1.1.), konnte die Recht-
sprechung bisher keine verlässlichen Auslegungskriterien für dieses 
Tatbestandsmerkmal entwickeln. Auch die Lehre bleibt in dieser 
zentralen Frage erstaunlich oberflächlich und begnügt sich damit, die 
einschlägigen und immer gleichen Beispiele aufzuzählen (s. unten 
2.5.). 
                                                   
41 SCHWARZENEGGER, N 11 zu Art. 115 StGB; im Resultat gleich STEINMANN, 343; 
STRATENWERTH/JENNY, 63. 
42 Zu unbestimmten Rechtsbegriffen, Generalklauseln und Regelbeispielen im 
Strafrecht und dem damit verbundenen Problem der ungenügenden Be-
stimmtheit vgl. SCHWARZENEGGER, Skrupellos, 351 ff., 366 ff. m.w.H. 
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2.2. Beweggrund als eigenständiges subjektives Tatbestandsmerkmal 
Neben dem Vorsatz unterscheidet die Verbrechenslehre auf der Stufe 
des subjektiven Tatbestandes noch verschiedene Arten von Absich-
ten, besondere Beweggründe und die Gesinnungsmerkmale, deren 
Einordnung jedoch umstritten ist. Der Beweggrund, auch als Hand-
lungs- oder Tatmotiv bezeichnet, soll nach einem aktuellen Bundes-
gerichtsentscheid der mit der Handlung angestrebte äussere Zweck 
und der hinter seinem Verhalten liegende Antrieb sein.43 Der Beweg-
grund ist nicht Teil des Vorsatzes, d.h. des Wissens und Willens im 
Moment des Tatentschlusses.44 Im Normalfall haben solche Beweg-
gründe – wie etwa Handeln aus Schikane, Rache, Hass usw. – für die 
Subsumtion unter den Tatbestand einer Strafbestimmung gar keine 
Bedeutung. Sie werden daher allein im Rahmen der Strafzumessung 
berücksichtigt.45 Nur dort, wo der gesetzliche Tatbestand ausdrück-
lich besondere Beweggründe als belastende (115 StGB) oder entlas-
tende (Art. 114 StGB) subjektive Merkmale aufführt, spielen sie für 
die Tatbestandsmässigkeit eine Rolle. 
Die Unterscheidung zwischen Absicht und Beweggrund kann sich als 
schwierig erweisen.46 STRATENWERTH47 sieht im Motiv den hinter ei-
nem Verhalten liegenden Antrieb, während er die Absicht als das vor 
dem Täter liegende Handlungsziel bezeichnet. In der Auslegung spe-
zifischer Straftatbestände kann es zu einer Vermischung der beiden 
                                                   
43 BGE, 15. Dezember 2004, 6P.140/2004, Erw. 3.3.1. 
44 Vgl. BGE 101 IV 62, Erw. 2c «ausserhalb des Vorsatzes»; STRATENWERTH, AT, 
201 m.w.H. 
45 Vgl. Art. 47 Abs. 2, Art. 48 lit. a Ziff. 1 StGB. 
46 Vgl. weiterführend AFFOLTER-EIJSTEN, 117 ff. m.w.H. 
47 STRATENWERTH, AT, 201 f. 
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Bedeutungsinhalte kommen.48 Am Beispiel der Bereicherungsabsicht 
zeigt AFFOLTER-EIJSTEN jedoch schlüssig auf, dass eine Absicht ein 
wertneutrales subjektives Tatbestandsmerkmal ist. «Sie sagt über die 
moralische Grundhaltung des Täters nichts aus und ist – mit FI-
SCHELS Worten – ‘kein Motiv, sondern eine weder schöne noch gute 
kognitive Leistung zwecks Zielerreichung’».49 Bei der Beurteilung der 
Beweggründe verlange das Gesetz demgegenüber immer eine sozial-
ethische Bewertung (hierzu unten 2.5.). 
2.3. Egoismus (Selbstsucht)50 und Altruismus – die moralphilosophischen 
Wurzeln der gesetzlichen Differenzierung 
Es ist den verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen bis heute nicht 
gelungen, das begriffliche Gegensatzpaar Egoismus und Altruismus 
definitorisch genauer einzugrenzen.51 Für die Diskussion über die 
Beweggründe ist ganz wesentlich, dass letztere nicht durchwegs auf 
bewussten kognitiven Denkprozessen im Gehirn basieren. Bewusst-
sein ist aber im strafrechtlichen Kontext ein konstitutives Element für 
die subjektiven Tatbestandsmerkmale (Vorsatz, Absicht, Motive). 
Daher kann bei der Beurteilung der selbstsüchtigen Beweggründe 
von vornherein nur auf solche abgestellt werden, die vor der Tat  
überhaupt «ins Bewusstsein des Täters getreten» sind. 
Eine sozialpsychologische Definition des altruistischen Handelns ver-
steht darunter ein prosoziales Verhalten, welches zwar oft mit Erwar-
                                                   
48 Vgl. den schon erwähnten BGE, 15. Dezember 2004, 6P.140/2004, Erw. 3.3.1, 
sowie unten 2.5. zur Gewinnsucht in Art. 135 Abs. 3, 197 Ziff. 4 und 313 StGB. 
49 AFFOLTER-EIJSTEN, 121. 
50 Das Wort «Selbstsucht» ist gemäss GRIMM/GRIMM, Spalte 495, erst 1759 in die 
deutsche Sprache eingeführt worden als Synonym für Egoismus. 
51 Vgl. DUGATKIN, 1 ff.; NIGGLI, 234 ff. 
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tungshaltungen bspw. nach einer Gegenleistung oder Anerkennung 
durch Dritte einhergeht,52 sich aber generell durch eine innere Hal-
tung charakterisiert, welche positive Konsequenzen für eine andere 
Person in den Vordergrund rückt.53 Bei der Suizidbeihilfe stehen, wie 
bereits erwähnt, vor allem Motive wie Mitleid, Sympathie,54 Empathie 
und Wohlwollen im Vordergrund. Auch in der Philosophie werden 
diese Begriffe mit dem Altruismusbegriff assoziiert.55 Eine Darstel-
lung der moralphilosophischen Grundlagen der Kennzeichnung von 
«guten» und «schlechten» Motiven würde allerdings den Rahmen 
dieses Beitrages sprengen.56 Immerhin lassen sich aus der Debatte 
über den Altruismusbegriff Leitplanken für die Auslegung der 
«selbstsüchtigen Beweggründe» ableiten. 
«Die Intention des Begriffs «altruistisch» bezieht sich häufig auf ein 
Verhältnis von Konsequenzen (Belohnungen/Verstärkungen/Nutzen/ 
Gewinn/Befriedigung/Eignung/Chancen etc.) und Bestrafungen (Kos-
ten/Verlusten/Frustrationen etc.) von einer oder mehreren Ego-Alter-
Beziehungen. Ego wird die Eigenschaft «altruistisch» zugeschrieben, 
wenn er eine oder mehrere Aktivitäten ausführt, deren Folgen für ihn 
a) nicht, oder b) nur wenig belohnend oder sogar c) bestrafend, für 
Alter aber belohnend sind. Je geringer die Belohnungen (bzw. je grös-
ser die Bestrafungen) für Ego und je höher die Belohnungen für Alter 
sind, desto «altruistischer» ist Ego.»57 
                                                   
52 Vgl. WISWEDE, 19 f. zum Begriff „Altruismus“. 
53 BIERHOFF, 13 f. zum Begriff „Altruistisches Verhalten“. 
54 Vgl. zur Beziehung Altruismus und Sympathie WISPÉ, 1 ff. 
55 HARBACH, 90. 
56 Siehe HARBACH, 107 ff.; NIGGLI, 188 ff.; RUSHTON, 22 alle m.w.H. 
57 HARBACH, 108 mit weiteren Differenzierungen. 
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Legt man diesen Altruismusbegriff der Konkretisierung der Selbst-
sucht bzw. des Egoismus zugrunde, so ergibt sich folgendes Resultat: 
Die sozialethische Bewertung der Motive einer Person müsste um so 
eher zur Annahme des Egoismus führen, je geringer der Nutzen oder 
die Befriedigung für den Aussenstehenden – im konkreten Fall für 
den Suizidenten – ist und je grösser der Nutzen oder die Befriedi-
gung für den Täter selbst ausfällt. Dabei ist zu beachten, dass jedes 
Individuum aufgrund biologischer (Verbesserung der Reprodukti-
onschancen) und sozialer (Lernprozesse zur Erlangung von Beloh-
nungen) Prädispositionen ein Stück weit immer egoistisch motiviert 
ist und entsprechend handelt. Deshalb kann es nicht genügen, im 
konkreten Einzelfall aufgrund einer einzelnen egoistischen Einstel-
lungskomponente gleich auf selbstsüchtige Beweggründe zu schlies-
sen. 
2.4. Das gesetzgeberische Motiv für die Regelung in Art. 115 StGB  
Das subjektive Tatbestandsmerkmal der selbstsüchtigen Beweggrün-
de war in Art. 52 des Vorentwurfs von CARL STOOSS noch nicht vor-
gesehen:58 
«Wer jemanden vorsätzlich zum Selbstmord bestimmt, oder ihm da-
zu Hülfe leistet, wird mit Gefängnis von 3 Monaten bis zu 1 Jahr be-
straft.» 
Im Rahmen der Beratungen in den Expertenkommissionen gab es 
vielfache Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf die Frage, ob die 
Teilnahme am Suizid generell strafbar sein solle59 oder ob die Straf-
                                                   
58 Zur Entstehungsgeschichte des Art. 115 StGB vgl. STRUCHEN, 18 ff. 
59 STOOSS, mit Hinweis auf die Möglichkeit der Strafmilderung bei achtenswer-
ten Beweggründen, vgl. Exp. Prot. I, 1894, Bd. 1, 324 f. 
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barkeit auf Personen einzugrenzen sei, die aus «eigennützigen»60 oder 
«selbstsüchtigen Beweggründen» handelten.61 Am Ende setzte sich 
die strafbarkeitsbegrenzende Fassung des Tatbestandes mit dem zu-
sätzlichen Erfordernis der «selbstsüchtigen Beweggründe» bei den 
Experten durch. In der parlamentarischen Beratung von Art. 115 
StGB kam es weder zu einer Debatte in diesem Punkt noch zu Ände-
rungen. Es lohnt sich, die von den Experten vorgebrachten Begrün-
dungen für diese Einschränkung im Original nachzulesen: 
«Es ist mir ein Fall bekannt, wo ein Offizier wegen eines gemeinen 
Verbrechens, das er begangen hatte, in Untersuchungshaft gesetzt 
wurde und ein Freund ihm einen Revolver in die Zelle brachte, um 
ihm Gelegenheit zum Selbstmorde zu geben; hätte der Verhaftete von 
dem Revolver wirklich Gebrauch gemacht, so wäre es für ihn und 
seine Familie das beste gewesen, und ich finde, der Freund, der ledig-
lich im Interesse des Verhafteten handelte, hätte keine Strafe ver-
dient.»62 
«Bestimmte Fälle der Teilnahme am Selbstmord – wie übrigens auch 
der Tötung auf Verlangen – verdienen Straflosigkeit, Fälle, denen 
gegenüber man notstandsähnliche Überlegungen anstellen kann, Ta-
ten, die für alle Teile nur Gutes wirken. Gewiss muss die Sonderung eine 
scharf abwägende sein und der scharfe Nachweis geleistet werden, 
dass der Täter aus ethisch durchaus zu billigenden Beweggründen, na-
mentlich unter Abwesenheit jedes selbstsüchtigen Motivs gehandelt 
                                                   
60 So ZÜRCHER, Exp. Prot. I, 1894, Bd. 1, 324. 
61 Exp. Prot. II, 1912, Bd. 2, 170 ff.; HAFTER, Tatbestand, 399; V. LISZT, 135 f. und 
138 f.; vgl. zur Entstehungsgeschichte auch GUILLOD/SCHMIDT, 28 f. m.w.H. 
62 ZÜRCHER, Exp. Prot. I, 1894, Bd. 1, 324, Hervorhebung im Original (ZÜRCHERS 




hat. Ergibt aber eine Untersuchung diese Sachlage, so könnten höchs-
tens noch religiöse Überlegungen eine strafwürdige Missachtung des 
menschlichen Lebens annehmen.»63 
«Une autre particularité est que le caractère délictueux dépend ici du 
mobile, qui, dans d’autres délits, n’est qu’une circonstance aggra-
vante ou atténuante, Le mobile qui donne à l'acte le caractère de délit, 
est l'intérêt personnel. Où il n’existe pas, où p. ex. des mobiles honorables 
sont en jeu, il n’y a pas délit.»64 
«Cet article sera, sans doute, rarement appliqué, si la restriction (c’est-
à-dire les mots «dans un intérêt personnel») est maintenue. Si elle est 
biffée, l’article pourra devenir d’une application plus fréquente, mais 
alors il frappera surtout des personnes qui ont agi par des mobiles 
loyaux et honorables, les hommes, par exemple, qui auront par amitié 
facilité le suicide d’un camarade perdu d’honneur.»65 
«Es widerstrebt einem feineren menschlichen Empfinden, den Freund 
zu strafen, der dem vor der Welt durch ein Verbrechen ehrlos gewor-
denen, in seiner Existenz vernichteten Freund das Mittel zum Selbst-
mord verschafft, gleichgültig ob im einzelnen Fall Anstiftung oder 
Beihilfe vorliegt. Es widerstrebt der Gerechtigkeit, den Gehilfen zu 
strafen, der einen unrettbar Kranken, zum Tode Entschlossenen in 
seinem Entschluss, sich selbst den Tod zu geben, bestärkt und ihm 
die Mittel dazu in die Hand gibt.»66 
«Nun kann aber die Beihülfe auf ernstliches oder dringendes Verlan-
gen geschehen sein, es kann die Anstiftung der durchaus uneigen-
                                                   
63 HAFTER, Darstellung, 151, meine Hervorhebungen. 
64 GAUTIER, Exp. Prot. II, 1912, Bd. 2, 171, meine Hervorhebungen. 
65 CALAME, Exp. Prot. II, 1912, Bd. 2, 172, meine Hervorhebungen. 
66 HAFTER, Tatbestand, 398 f. 
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nützige Rat des Freundes gewesen sein, sich drohender Schande im 
eigenen Interesse und im Interesse der Familie zu entziehen, der Ge-
setzgeber lässt solche Fälle richtigerweise straflos. Dagegen verlangt 
das Rechtsgefühl und das Schutzbedürfnis der Gesellschaft eine Be-
strafung, wenn aus eigennützigen Beweggründen, um sich einer Für-
sorgepflicht zu entziehen oder den Erbgang zu beschleunigen, je-
mand den Unglücklichen, vielleicht gar noch durch falsche Vorgaben, 
in den Tod getrieben oder dessen Entschluss durch allerlei Hülfeleis-
tung bestärkt und die Ausführung erleichtert hat.»67 
«Aber auch die Überredung zum Selbstmord und die Beihilfe bei 
einem solchen kann eine Freundestat sein, weshalb hier nur die ei-
gennützige Verleitung und Beihilfe mit Strafe bedroht wird, so z.B. 
die Überredung einer Person zum Selbstmord, die der Täter zu un-
terstützen hat oder die er zu beerben hofft (Art. 102).»68 
Aus den historischen Quellen geht deutlich hervor, dass die Experten 
in erster Linie Fallkonstellationen vor Augen hatten, in denen ein 
Suizid zur Ehrenrettung und im Interesse des Suizidenten als not-
wendig erschien und die Teilnahme daran ein Freundesdienst war. 
Auch wenn sie die weitere Entwicklung hin zu den heutigen Formen 
der organisierten Suizidbeihilfe bei Personen mit schweren körperli-
chen oder psychischen Beeinträchtigungen, die ihrem Leben ein vor-
zeitiges Ende setzen wollen, nicht vorausgesehen hatten, wurde die 
ethisch zu billigende Teilnahme am Suizid bei «unrettbar Kranken» 
durchaus einbezogen und deren Straflosigkeit postuliert.69 
                                                   
67 ZÜRCHER, 122 f. 
68 BBl 1918, IV, 32. 
69 Deutlich bei HAFTER, Tatbestand, 398 f.; teilweise abweichend die Einschät-
zung von GUILLOD/SCHMIDT, 29 «inspired by romantic stories». 
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Aus diesen Quellen ergibt sich eine Liste von Charakteristika, die für 
uneigennützige Beweggründe und damit Straflosigkeit sprechen: 
• Freundestat, 
• Beihilfe auf ernstliches oder dringendes Verlangen des 
Suizidwilligen, etwa eines unrettbar kranken, zum Suizid 
entschlossenen Menschen, 
• jemandem zum Suizid raten, um die Ehre zu retten, 
• Beihilfe im Interesse des Suizidenten, 
• Teilnahmehandlungen, die für alle Beteiligten nur Gutes 
bewirken bzw. die aus ethisch billigenswerten, loyalen 
und ehrenhaften Motiven ausgeführt werden. 
Diese Charakterisierung deutet an, dass vom Gericht bei der Feststel-
lung der selbstsüchtigen Beweggründe letztlich eine normative Bewer-
tung der Tatmotive nach ethischen Gesichtspunkten verlangt wird. Wie zu 
urteilen ist, wenn der Täter sowohl aus selbstsüchtigen wie uneigen-
nützigen Motiven handelt oder eine neutrale, gleichgültige Einstel-
lung zur Tat hat, beantwortet die ältere Literatur dagegen nicht. 
PHILIPP THORMANN,70 der sich gegen die Tatbestandseinschränkung 
aussprach, machte schon früh auf ein Beweisproblem aufmerksam, 
welches bis heute aktuell geblieben ist. Es dürfte in vielen Fällen aus-
serordentlich schwierig sein, betont er in seinem Gegenantrag, die 
Motive des Anstifters zum Suizid überhaupt festzustellen. Diese Aus-
sage gilt ohne weiteres auch für die Feststellung der Beweggründe 
eines Suizidbeihelfers. Der Nachweis selbstsüchtiger Beweggründe 
materieller Art dürfte leichter gelingen, weil sich aus objektiv er-
kennbaren Tatsachen – wie Geld- und sonstigen Vermögensverschie-
                                                   
70 THORMANN, Exp. Prot. II, 1912, Bd. 2, 173. 
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bungen – Rückschlüsse auf die Motivlage ziehen lassen. Hinsichtlich 
der egoistischen Beweggründe ideeller oder affektiver Art kann der 
Beweis allenfalls über schriftliche Äusserungen des Täters, Zeugen-
einvernahmen, Täteraussagen in der Einvernahme und eventuell ein 
Geständnis gewonnen werden. 
2.5. Aktuelle Auslegung 
Nach h.L. genügt zur Ablehnung der selbstsüchtigen Beweggründe 
schon die gleichgültige Beteiligung am Suizid.71 Der beteiligte Dritte 
braucht also nicht zwingend aus einem altruistischen Motiv heraus 
zu handeln. Diese überzeugende Auslegung stützt sich auf den Wort-
sinn der Generalklausel, denn diese erfasst auf dem Kontinuum zwi-
schen Egoismus und Altruismus explizit nur jenen Bereich, der ein-
deutig dem Egoismus zugeordnet werden kann. Hätte der Gesetzge-
ber auch die gleichgültige Beteiligung am Suizid unter den Straftat-
bestand von Art. 115 StGB fassen wollen, hätte er ihn anders fassen 
müssen (z.B.: «Wer ohne achtenswerte Beweggründe …»). 
Selbstsüchtig sind die Beweggründe nach einhelliger Meinung, wenn 
der Täter einen persönlichen Vorteil verfolgt, der zunächst materieller 
Art sein kann. In dieser Variante besteht eine Überschneidung mit 
der Gewinnsucht, die in den Art. 135 Abs. 3, 197 Ziff. 4 und 313 StGB 
als zusätzliches subjektives Tatbestandsmerkmal gefordert wird. Für 
die Feststellung des egoistischen Beweggrundes in seiner materiellen 
Ausprägung kann daher die Auslegung der Gewinnsucht herange-
zogen werden, zu der sich die Gerichte schon mehrfach äussern 
konnten. Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung handelt es 
                                                   
71 CORBOZ, N 12 zu Art. 115 StGB; SCHUBARTH, N 29 zu Art. 115 StGB; SCHWAR-
ZENEGGER, N 10 zu Art. 115 StGB; STEINMANN, 341 f.; STRATENWERTH/JENNY, 59; 
TRECHSEL, N 6 zu Art. 115 StGB. 
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sich bei der Gewinnsucht um «ein moralisch verwerfliches Bereiche-
rungsstreben», das nicht durch ein ungewöhnliches Ausmass charak-
terisiert sein muss.72 
Als Beispiele für den selbstsüchtigen Beweggrund einen materiellen 
Vorteil zu erlangen, nennt die Literatur73: Die Verleitung oder Beihilfe 
zum Suizid, um … 
• eine Erbschaft zu erlangen 
• den Suizidenten danach auszuplündern74 oder 
• um Unterhaltskosten einzusparen. 
Andererseits kann das selbstsüchtige Motiv einen affektiven Vorteil 
betreffen. 
Als Beispiele hierzu werden genannt75: Die Verleitung oder Beihilfe 
zum Suizid … 
• zur Befriedigung von Hass bzw. zur Befreiung von einer 
verhassten Person, 
• aus Rache bzw. Rachsucht oder 
• aus Bosheit. 
Im konkreten Einzelfall sind alle nachweisbaren, bewussten Motive76 
des Teilnehmers am Suizid zu würdigen, wobei die sozialethische 
                                                   
72 BGE 107 IV 119; 109 IV 119: Es handelt sich um ein «Kriterium qualitativer 
Art». 
73 ZÜRCHER, 121. 
74 OGer ZH, ZR 1949, Nr. 89. 
75 RIKLIN, 330; SCHUBARTH, N 28 ff. zu Art. 115 StGB; STRATENWERTH/JENNY, 59; 
TRECHSEL, N 6 zu Art. 115 StGB. 
76 Siehe zum Beweisproblem oben 2.4. 
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Gesamtbewertung als egoistisch (Streben nach Macht, Besitz, Gel-
tung) oder als altruistisch (Mitleid, Empathie, Identifikation mit der 
Situation des Betroffenen) nach den in der Schweiz gegenwärtig vor-
herrschenden Wertvorstellungen vorzunehmen ist. «Ist der Rechts-
norm aber keine Beschränkung zu entnehmen, so ist Bezugsgruppe 
die Gesamtheit der Staatsbürger, ...».77 Da sich die Wertvorstellungen 
im Verlaufe der Zeit wandeln, worauf auch die neueste bundesge-
richtliche Rechtsprechung hindeutet,78 ist damit auch eine Verände-
rung im Verständnis der selbstsüchtigen Beweggründe vorgezeich-
net. Insbesondere wird das Recht des Individuums auf den eigenen 
Tod, d.h. das Recht über Art und Zeitpunkt des eigenen Todes 
bestimmen zu können, vom Bundesgericht explizit anerkannt. Sui-
zidbeihilfe im strafrechtlich tolerierten Rahmen ist somit ein Einsatz 
zur Durchsetzung dieses verfassungsrechtlichen Freiheitsrechts. 
Nicht massgebend dürfen bei der Gesamtbewertung die subjektiven 
Wertvorstellungen des Richters, religiöse Dogmen oder partikuläre 
Moralvorstellungen einer Minderheit sein.79 Vom Gericht ist daher zu 
fordern, dass es alle berücksichtigten Beweggründe im Urteil trans-
parent macht und abwägt. Nur bei erkennbarem Überwiegen der 
egoistischen Beweggründe kann Selbstsucht bejaht werden. 
Bei der richterlichen Konkretisierung der Generalklausel «selbstsüch-
tige Beweggründe» im Zusammenhang mit der Teilnahme am Suizid 
böte sich die Methode der soziologischen Rechtsfindung an. Die all-
gemein-ethischen Wertungen in der Gesellschaft bezüglich eines un-
klaren Begriffes lassen sich mit sozialwissenschaftlichen Befragungs-
                                                   
77 REHBINDER, 16. 
78 Vgl. BGE 133 I 58. 
79 Vgl. zu diesem Bewertungsvorgang auch AFFOLTER-EIJSTEN, 115 f. m.w.H.; 
BINDER, Massstab, 305 ff. 
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methoden bestimmter und damit praktikabler machen.80 Zwar beste-
hen in dieser Hinsicht noch grosse Forschungslücken, doch lassen 
neuere Befragungen erkennen, dass die Mehrheit der Schweizer Be-
völkerung die organisierte Suizidbeihilfe befürwortet und für eine 
Sicherung der Selbstbestimmung am Lebensende eintritt. 
Weil das Gericht immer eine sozialethische Gesamtbewertung der 
Motive vorzunehmen hat, ist der Meinung von THORMANN und V. 
OVERBECK81 nicht zu folgen, es genüge zur Bejahung des subjektiven 
Tatbestandes, wenn neben dem Vorsatz ein selbstsüchtiger Beweg-
grund vorliege, was sich aus der Singularform des französischen Ge-
setzestextes ergebe. Die Gesamtwürdigung kann bei gleichzeitigem 
Auftreten selbstsüchtiger und altruistischer Beweggründe zum 
Schluss führen, dass letztere überwiegen und somit keine Strafbarkeit 
nach Art. 115 StGB besteht.82 
2.6. Die Frage der «selbstsüchtigen Beweggründe» in konkreten Fallkon-
stellationen 
2.6.1. Bezirksgericht Zürich, 26. April 2005, DG050022 (klassischer Fall, 
individuelle Beihilfe zum Suizid) 
Sachverhalt: Der Täter wird von seiner Freundin, die sich in schlech-
ter psychischer Verfassung befindet, per Bankvollmacht ermächtigt, 
von ihrem Bankkonto allein und uneingeschränkt Geldbeträge zu 
beziehen. Es besteht die Übereinkunft, dass der Täter mit der Voll-
macht Geld vom Konto der Freundin beziehen soll, um damit ihre 
Rechnungen sowie die üblichen Kosten für eigene Aufwendungen 
                                                   
80 Weiterführend REHBINDER, 14 ff.; SCHWARZENEGGER, Skrupellos, 355 ff. 
81 THORMANN/VON OVERBECK, Kommentar, N 7 zu Art. 115 StGB. 
82 So zu Recht SCHUBARTH, N 32 zu Art. 115 StGB; a.M. STEINMANN, 342. 
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des normalen täglichen Bedarfes zu bezahlen. In der Folge hält sich 
der Täter nicht an die Vereinbarung und plündert das Bankkonto der 
Freundin, indem er insgesamt CHF 28'700.- auf ein eigenes Konto 
transferiert. Obschon er weiss, dass er das Geld nie wird zurückzah-
len können, verwendet er das Geld für ausgedehnte Reisen, den Er-
werb von Drogen und den Kauf eines Motorrades. Um einer Rück-
forderung durch die Geschädigte zu entgehen, bestärkt er sie in die-
ser Zeit in ihrem Vorhaben, Suizid zu begehen, indem er ihr wahr-
heitswidrig verspricht, ihr in den Tod folgen zu wollen. Ende April/ 
Anfang Mai 2003 kauft der Täter im Langstrassenquartier in Zürich 
von einem unbekannten Händler eine Vielzahl von Schlaftabletten 
und eine grosse Menge Methadon. Kurz darauf trifft er seine Freun-
din, um ihr bei der Durchführung des von ihr geplanten Suizides 
Beihilfe zu leisten. Vor Ort mixt er die Medikamente mit einem 
Fruchtsaft und übergibt der Freundin das Getränk, nachdem er ihr 
erklärt hat, wie sie mit der Einnahme dieses Getränks den Suizid 
vollziehen könne. Da sich die Freundin gerade in einer etwas verbes-
serten Stimmungslage befindet, zögert sie. Da drängt sie der Täter, 
sich nun endlich zu entscheiden, er mache nicht noch lange hin und 
her. Schliesslich nimmt die Freundin das vom Täter vorbereitete Ge-
tränk mit der Medikamentenmischung ein und verstirbt in der Nacht 
auf den nächsten Tag. 
Vor Gericht macht der Täter geltend, er habe unter enormem psychi-
schem Druck und aus Liebe Beihilfe zum Suizid geleistet. Es sei ihm 
nicht um Geld gegangen. Zwischen den Geldbezügen und der Beihil-
fe zum Suizid bestünde kein Zusammenhang. Gemäss gerichtlicher 
Sachverhaltserstellung ist die Idee, Suizid zu begehen, bei der Freun-
din unabhängig vom Zutun des Täters entstanden und letzterer habe 
lediglich bei der Umsetzung ihres Vorhabens Unterstützung geleistet. 
Der Konnex zwischen der Beihilfe zum Suizid und den unstatthaften 
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Geldbezügen wird unter Hinweis auf Aussagen in der Untersuchung 
als gegeben betrachtet. Der Täter hätte mit dem Suizid der Freundin 
gerechnet und sei gierig geworden. Es sei erstellt, «dass der Ange-
klagte die Geschädigte zumindest auch deshalb in ihrem Vorhaben 
unterstützte, um nicht später ihren Rückforderungen ausgesetzt zu 
sein.»83 
Im Rahmen der rechtlichen Würdigung geht das BezGer ZH nur kurz 
auf die selbstsüchtigen Beweggründe ein. Mit der Unterstützung bei 
der Selbsttötung habe er «… – jedenfalls auch – [bezweckt], deren 
Rückforderungsansprüchen zu entgehen; er handelte unbestreitbar in 
selbstsüchtiger Weise. Demgegenüber treten die vom Angeklagten 
geltend gemachten achtenswerten Beweggründe eindeutig in den 
Hintergrund und vermögen an seiner Strafbarkeit nichts zu än-
dern.»84 
Die Erwägungen des Gerichts geben wenig Aufschluss über die offe-
nen Fragen im Zusammenhang mit der Auslegung der selbstsüchti-
gen Beweggründe. Es scheint bei der Subsumtion eine Gesamtwürdi-
gung der Motive vorgenommen zu haben, was im Resultat zu dem 
sicherlich zutreffenden Resultat einer Bejahung der selbstsüchtigen 
Motive führte. 
                                                   
83 Erw. II.1. 
84 Erw. III. 
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2.6.2. Staatsanwaltschaft Basel-Stadt, Anklageschrift vom 21. Juli 2006, 
V122.10/01 
In einem aktuellen Fall85 hat die Staatsanwaltschaft Basel-Stadt gegen 
einen Sterbebegleiter und Leiter einer Suizidhilfeorganisation – nach 
5½-jähriger Dauer der Untersuchung – Anklage erhoben. Dem Ange-
klagten werden selbstsüchtige Motive vorgeworfen, weil er in zwei 
Fällen  
• aus Forschungsdrang (zur Erkenntnisgewinnung über 
neue Suizidmethoden), 
• aus Streben nach Publizität für die Sache der Suizidbeihil-
fe und für sich selbst (Märtyrer, um ein Tabu zu brechen) 
sowie 
• aus persönlicher Bereicherungsabsicht (wegen ärztlicher 
Honorarrechnung über CHF 1'000) 
Beihilfe zum Suizid geleistet habe. 
Dem Angeklagten wird folgendes Verhalten vorgeworfen: 
IV-Rentnerin Y, die infolge eines Hirnschlags an diversen bleibenden 
Behinderungen litt, was zu einer depressiven Reaktion und mehreren 
Suizidversuchen geführt hatte, wandte sich mit ihrem Sterbewunsch 
zunächst erfolglos an EXIT, bevor sie mit dem Verein, welchen der 
                                                   
85 StA BS, 21. Juni 2006, V122.10/01, Ziff. 3.9 (unv. Anklageschrift). Der Ange-
klagte wurde am 6. Juli 2007 vom Strafgericht Basel wegen fahrlässiger Tö-
tung und Beihilfe zum Selbstmord zu einer teilbedingten Freiheitsstrafe von  
3 Jahren verurteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass der Angeklagte in 
einem Fall eine urteilsunfähige Person in mittelbarer Täterschaft fahrlässig ge-
tötet habe, weil er deren psychischen Zustand zuvor nicht sorgfaltsgemäss 
abgeklärt hatte, und in einem anderen Fall aus selbstsüchtigen Beweggründen 
Beihilfe zum Suizid geleistet habe. Die Urteilsbegründung lag zum Zeitpunkt 
der Schlussredaktion dieses Textes noch nicht vor. 
CHRISTIAN SCHWARZENEGGER 
 112 
Angeklagte als Arzt und Psychiater präsidiert, in Kontakt trat. Dieser 
verfolgte gemäss Anklageschrift unter anderem das Ziel, sichere und 
einfache Suizidarten zu testen. Zur Weiterentwicklung dieser Sui-
zidmethode beschaffte er für Y einen «Exit-Bag».86 Diesen mit Helium 
gefüllten «Exit-Bag» sollte Y nach Einnahme eines Schlafmittel-
Alkohol-Cocktails über den Kopf stülpen. Trotz anfänglicher Beden-
ken zeigte sich Y mit dieser Suizidmethode einverstanden. Die selbst-
süchtigen Beweggründe sieht die Staatsanwaltschaft nicht nur da-
durch erfüllt, dass der Angeklagte Experimente mit sterbewilligen 
Patienten durchführen wollte, sondern auch in der Motivation, sich 
in der Öffentlichkeit als Märtyrer für eine vermeintlich gute Sache 
«hochzustilisieren».87 So vereinbarte er mit einem Journalisten, der 
sich zuvor bei ihm gemeldet hatte, Y’s Suizid zum Gegenstand eines 
Fernsehbeitrages zu machen. In der Folge erklärte sich Y auch mit 
diesem Vorhaben einverstanden. Am Tag des Suizids nahm Y zu-
nächst den Schlafmittel-Alkohol-Cocktail zu sich, um sich anschlies-
send den vom Angeklagten mit Helium gefüllten und ihr wie eine 
Mütze auf den Kopf gestülpten «Exit-Bag» selber vollständig über 
den Kopf zu ziehen. Nach ca. 5-10 Minuten erstickte Y, wobei sie zum 
Todeszeitpunkt noch nicht unter der Wirkung des Schlafmittel-
Alkohol-Cocktails stand. Später sandte der Angeklagte eine Honorar-
rechnung über CHF 1'000.- an den Bruder von Y. 88 
                                                   
86 Darunter versteht man einen transparenten Plastiksack mit eingenähtem 
Gummiband an der Öffnung, der zur Herbeiführung eines Erstickungstodes 
über den Kopf gezogen wird. 
87 Die Staatsanwalt zitiert aus mehreren Publikationen des Angeklagten, aus 
denen sich seine selbstsüchtige Grundhaltung ablesen lasse, siehe StA BS, 21. 
Juli 2006, V122.10/01, Ziff. 1.2-1.4 (unv. Anklageschrift). 
88 Im Begleitbrief stand: «Für den Sterbetrag und die normalen Behördenkontak-
te verrechne ich pauschal Fr. 1000.–, dies aber nur, falls Sie und Frau … das 
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In einem weiteren Fall ersucht X, der an Hüftschmerzen und Depres-
sionen litt, EXIT um Suizidbeihilfe. Als ihm diese nicht gewährt wur-
de, trat er mit seinem Sterbewunsch an den Angeklagten heran, der 
mehrere Telefongespräche mit ihm führte. In der Folge begab sich X 
in ein Hotelzimmer, in welchem der Suizid stattfinden sollte. Dort 
wurde zunächst ein Abschiedsbrief hingelegt, der auch die persönli-
che Haltung des Angeklagten wiedergibt. Danach nahm X zunächst 
ein Beruhigungsmittel gefolgt von einer tödlich wirkenden Menge 
Natrium-Pentobarbital, welches ihm mutmasslich vom Angeklagten 
oder einer genau instruierten, ihm und seinen Zielen unbedingt ver-
pflichteten Drittperson übergeben worden war, ein. Anschliessend 
stülpte sich X vermutlich eigenhändig einen Kehrichtsack über den 
Kopf, welchen er mit einer Paketschnur am Hals befestigte. Diese 
Kombination führte zum Tod durch Ersticken und zentrale Atem-
lähmung. Für die Anwesenheit des Angeklagten während des Sui-
zids liegen keine direkten Beweise vor. 
In einem weiteren Anklagepunkt wird dem Angeklagten auch eine 
vorsätzliche Tötung in einem anderen Fall vorgeworfen, in welchem 
er einen vermeintlich urteilsunfähigen Sterbewilligen mittels Lachgas 
und Plastiksack, den er eigenhändig mitabdichtete, aktiv getötet ha-
ben soll. 
                                                                                                                       
recht finden, und falls dafür überhaupt Geld vorhanden ist», siehe StA BS, 21. 
Juli 2006, V122.10/01, Ziff. 3.9 (unv. Anklageschrift). 
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2.6.3. Rollenverteilung und Entschädigungen in Sterbehilfeorganisationen 
Die organisierte Suizidbeihilfe, wie sie von Vereinigungen wie EXIT 
und DIGNITAS durchgeführt wird, ist i.d.R. mangels selbstsüchtiger 
Beweggründe straflos.89 
Um eine strafrechtliche Beurteilung im Einzelfall vornehmen zu kön-
nen, ist zunächst nach den verschiedenen möglicherweise als Gehil-
fen in Betracht zu ziehenden Akteuren zu unterscheiden. 
Tabelle: Beurteilung der selbstsüchtigen Beweggründe gemäss Rol-
lenverteilung und Entschädigungen in Sterbehilfeorganisationen 
Spenden und Vermächtnisse, Mitgliederbeiträge für 
Tätigkeiten des Vereins, nicht für direkte Sterbehilfe 
im konkreten Einzelfall
Mitglieder der Sterbehilfeorganisation 
Vergütung des Zeitaufwandes nach Stundenansätzen 
aus dem Nonprofit-Bereich (ca. CHF 60.- pro Std.)
Generalsekretär, Präsident (Leitung des Vorstandes und 
der Organisation)
Spesenentschädigung nach Stundenansätzen aus dem 
Nonprofit-Bereich (ca. CHF 60.- pro Std.), jede darüber 
hinausgehende Arbeit wird vertraglich geregelt und 
angemessen entschädigt (vgl. bspw. Art. 8 Statuten EXIT)
Vorstand (Kontrolle des operativen Sterbehilfeteams, 
Ausarbeitung von Sterbehilfereglementen, Bestimmung 
der Leitlinien der Sterbehilfe, personelle Entscheidungen, 
Know-How, Öffentlichkeitsarbeit)
Arbeitsvertrag mit Sterbehilfeorganisation, LohnMitarbeiter der Geschäftsstelle der Sterbehilfeorganisation 
(telefonische Beratung von Suizidwilligen, die allenfalls 
später Sterbehilfe erhalten, erste Überprüfung)
Arbeitsvertrag mit Sterbehilfeorganisation, Lohn nach 
Arbeitsanteil (30-100%)
Operativer Leiter des Sterbehilfeteams (i.d.R. indirekte 
Beihilfe durch Überprüfung der Fälle und Besprechung 
mit Sterbehelfer, evtl. direkte Beihilfe
indirekt
ArzthonorarArzt (häufig Hausarzt oder Vertrauensarzt der Sterbehilfe-
organisation: Feststellung der Urteilsfähigkeit, medizinische 
Untersuchung, Verschreibung von Natrium-Pentobarbital
CHF 350.- Pauschale pro Fall (Spesen, Zeitaufwand; 
ca. 5-20 Std.), zwischen 6-30 Einsätze pro Jahr
Sterbehelfer/Sterbebegleiter (Beratung, Vorbereitungen, 




Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder und 
Angestellten, die nicht direkt mit der Organisation der einzelnen Sui-
zidbeihilfen zu tun haben, ist wohl generell auszuschliessen. Zwar 
könnte man allenfalls aus objektiver Sicht eine Beihilfe zur Beihilfe 
am Suizid konstruieren, doch wird die Tätigkeit dieser Organe und 
Mitarbeiter regelmässig von einer ideellen Einstellung getragen, die 
                                                   
89 Vgl. nur SCHWARZENEGGER, N 10 zu Art. 115 StGB; EJPD-Bericht-2006, 33 und 
38. 
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vom Einsatz für die Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts90 
geprägt wird. 
Auch Vermächtnisse und Spenden, die der Organisation (i.d.R. ein 
Verein) und nicht einer bestimmten natürlichen Person (z.B. Sterbe-
helfer) zukommen, sind, falls sie nicht für direkte Sterbehilfe in einem 
konkreten Einzelfall erfolgt sind und nicht eine aktive Einflussnahme 
der Organisation darstellen, unter dem Gesichtspunkt der selbstsüch-
tigen Beweggründe aufgrund des Rechts, über sein eigenes Vermö-
gen frei verfügen zu können, unproblematisch, da sich der Verein für 
ein legitimes Ziel, nämlich die Durchsetzung von Freiheitsrechten 
einsetzt. Freilich liegt ein Grenzfall zur aktiven Einflussnahme der 
Organisation vor, wenn Mitarbeiter des operativen Teams für die 
Sterbewilligen oder deren Angehörigen Einzahlungsscheine mit der 
Bitte um eine angemessene Spende an die Organisation liegen lassen. 
Zur Gewährleistung einer verbesserten Kontrolle wünscht sich daher 
der Zürcher Regierungsrat eine bessere Transparenz der entsprechen-
den Vermächtnisse und Legate an die Suizidhilfeorganisationen.91 
Bei den übrigen Akteuren muss zuerst beantwortet werden, ob es 
sich um eine direkte Gehilfenschaft zum Suizid handelt oder ob die 
Beihilfe gegenüber dem Sterbebegleiter erfolgt und damit nur indi-
rekt ist. Suizidhelfer und rezeptausstellender Arzt treten aber i.d.R. in 
direkten Kontakt mit dem Suizidwilligen und leisten in ihrem Bereich 
jeweils einen eigenen direkt-kausalen Gehilfenbeitrag.92 Beschränkt 
man sich auf das subjektive Tatbestandsmerkmal der selbstsüchtigen 
                                                   
90 Zum Selbstbestimmungsrecht vgl. SCHWARZENEGGER, N 8 zu vor Art. 111 
StGB; vgl. SCHWARZENEGGER, Mittel, Rz. 12 ff., Rz. 25. 
91 Vgl. auch Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, 
Sitzung vom 14. März 2007, KR-Nr. 44/2007 zu Frage 2 und 3. 
92 Vgl. Art. 25 StGB. 
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Motive, so muss zunächst festgehalten werden, dass über die Gren-
zen der sozial üblichen und damit nicht selbstsüchtig motivierten 
Suizidbeihilfe im Rahmen von Suizidhilfeorganisationen Unklarheit 
besteht. Das rührt einerseits von der Unbestimmtheit des Merkmals 
her, andererseits von der fehlenden Rechtsprechung zu Art. 115 
StGB. In einer aktuellen Anfrageantwort bezeichnet beispielsweise 
der Zürcher Regierungsrat eine Spesenvergütung von CHF 500.- für 
Suizidhelfer noch als vertretbar.93 Vereinzelt wird von den Strafver-
folgungsbehörden ein schärferes Vorgehen eingefordert, weil schon 
die gegenwärtige Vergütungspraxis in der organisierten Suizidbeihil-
fe die Kriterien der selbstsüchtigen Beweggründe erfüllen soll: 
«Auf eine Publikumsfrage im nachmittäglichen Podiumsgespräch des 
KAB-Sozialtags, wieso im Falle von mutmasslicher Rechtsverletzung 
durch Sterbehilfeorganisationen die Justiz nicht aktiv wird, antworte-
te HEINRICH KOLLER [vormals Direktor des Bundesamts für Justiz]: 
„Sie könnten anklagen, es werde aus Gewinnsucht Sterbehilfe geleis-
tet. Es gibt Hinweise auf Geldflüsse und Bankkonten. Ein zweiter 
Anklagepunkt könnte Betäubungsmittelmissbrauch sein.“ Aber die 
Behörden hätten vermutlich Angst, das Beweismaterial reiche nicht, 
um vor Gericht zum Erfolg zu kommen – und ein solches Debakel 
könnte die „Schleusen noch mehr öffnen“. Das sei auch eine Frage 
genügender Mittel, sagte KOLLER, „ich würde es halt doch mal wagen 
und ein paar giftige Staatsanwälte auf die Spur ansetzen“.94 
«Die Straflosigkeit der Suizidhilfe setzt das Fehlen selbstsüchtiger Be-
weggründe voraus. Dies wirft die Frage der Uneigennützigkeit der 
Tätigkeit von Suizidhilfeorganisationen und ihrer Finanzierung auf. 
                                                   
93 Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, 
Sitzung vom 14. März 2007, KR-Nr. 44/2007 zu Frage 2. 
94 BÜHLMANN, 3. 
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Die Überprüfung dieser Voraussetzung bedingt, dass die Strafverfol-
gungsbehörde Einblick in die Finanzen der betroffenen Organisation 
erhält. Ob bei gewerbsmässiger Ausübung dieser Tätigkeit – auch 
wenn das Entgelt nur den Infrastruktur- und Personalaufwand der 
Organisation abdecken sollte – die Voraussetzung des Fehlens selbst-
süchtiger Beweggründe erfüllt ist, wird von der Rechtspflege zu prü-
fen und zu entscheiden sein. Selbstsüchtige Beweggründe im Sinne 
von Art. 115 StGB liegen namentlich auch vor, wenn die Täterin oder 
der Täter überwiegend die Befriedigung eigener materieller oder af-
fektiver Bedürfnisse anstrebt, wie den Antritt des Erbes, die Entlas-
tung von einer Unterhaltspflicht oder die Befreiung von einer ver-
hassten Person, aber auch Geltungsdrang und Publizitätsgier.»95 
Die bisherige Analyse hat gezeigt, dass das Gericht bei der Beurtei-
lung eine Gesamtwürdigung der Motive unter sozialethischen Ge-
sichtspunkten vornehmen muss. Es hat sich dabei an die gegenwärtig 
vorherrschenden Wertvorstellungen in der schweizerischen Gesell-
schaft zu orientieren und darf nicht bei Vorliegen eines egoistischen 
Motivationsaspekts sogleich selbstsüchtige Beweggründe annehmen. 
Es hat ausserdem den äusserlichen Nutzen und die innere Befriedi-
gung des Suizidenten und des Suizidbeihelfers gegeneinander abzu-
wägen. 
Daraus lassen sich konkretere Orientierungshilfen für die Auslegung 
gewinnen: 
• Handeln die genannten Personen ohne materielle Ent-
schädigung und erkennbar aus einem Motiv, dem Sui-
zidwilligen zu helfen, so können keine selbstsüchtigen 
Beweggründe vorliegen. 
                                                   
95 EJPD-Bericht-2006, 39. 
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• Erhalten die genannten Personen Zahlungen von Seiten 
des Suizidenten, von Dritten oder auch juristischen Per-
sonen, die zur Deckung administrativer Kosten und der – 
im Rahmen einer ehrenamtlichen Tätigkeit üblichen – 
Spesenentschädigung für den Sterbebegleiter dienen, so 
erscheinen die Teilnahmehandlungen nicht als selbstsüch-
tig. 
• Erhält die Suizidhilfeorganisation Schenkungen, Ver-
mächtnisse oder erbt sie von Seiten des Suizidenten und 
werden diese Mittel zur Verfolgung des ideellen Vereins-
zwecks eingesetzt (Selbstbestimmungsrecht, Patienten-
verfügung usw.), so erscheinen die Teilnahmehandlun-
gen der genannten Personen nicht als selbstsüchtig. 
• Werden die obgenannten Vermögenswerte oder Teile da-
von indirekt – bspw. via andere juristische Personen – an 
eine der genannten Personen ausgezahlt, gehen diese 
Zahlungen über das für die Administration und die Spe-
senentschädigung Angemessene hinaus, und hat der 
Empfänger dies schon vor der Suizidbeihilfe angestrebt, 
ist das ein Indiz für das Vorliegen von selbstsüchtigen 
Beweggründen. 
• Bezüglich der selbstsüchtigen Beweggründe affektiver 
Art sollten folgende Erwägungen angestellt werden: Ent-
spricht der Entscheid des Suizidenten, dem Leben ein En-
de zu setzen, tatsächlich seinem freien, aufgeklärten und 
wohlerwogenen Willen und wurde dies ärztlich über-
prüft, so ist die Suizidbeihilfe für die Durchsetzung des 
Selbstbestimmungsrechts des Suizidwilligen von hohem 
Nutzen. Je weniger diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
desto eher kann die Gesamtwürdigung auf die Seite der 
affektiven Selbstsucht kippen, wenn auf Seiten des Sui-
zidbegleiters, Arztes oder sonstiger Gehilfen Anzeichen 
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für eine starke innerliche Befriedigung mit dem Handeln 
verbunden ist. 
Die konkrete Subsumtion muss aber immer von der Gesamtwürdi-
gung aller im Einzelfall vorliegenden Motive abhängig bleiben. 
3. Revisionsbedarf für Art. 115 StGB? 
Eine parlamentarische Initiative96, die im Rahmen von Art. 115 StGB 
eine generelle Strafbarkeit des Verleitens vorsah und eine klarere 
Regelung dafür forderte, unter welchen Bedingungen die Beihilfe zur 
Selbsttötung straffrei sein solle, wurde in der Nationalratsdebatte 
vom 11. Dezember 2001 relativ deutlich abgelehnt.97 Die Initiative 
verlangte, dass die betroffene Person zum Zeitpunkt der Beihilfe ur-
teilsfähig sein müsse und die Beihilfe nicht von einem Arzt oder von 
Pflegepersonal geleistet werden dürfe. Ausserdem sollte die Beihilfe 
ausserhalb des persönlichen Umfeldes, namentlich im Rahmen einer 
Organisation für Suizidbeihilfe, strafbar erklärt werden oder nur un-
ter einschränkenden Voraussetzungen straffrei bleiben98. Das Begeh-
ren ist in direktem Zusammenhang zu Missbräuchen bei der Sterbe-
begleitung zu sehen.99 Beispielsweise wurde bekannt, dass ein für 
                                                   
96 Eingereicht am 14. März 2001 von Nationalrätin DORLE VALLENDER, Nr. 01.407. 
97 Vgl. Amtliches Bulletin NR 2001, 1835. 
98 Bewilligungspflicht einer entsprechenden Tätigkeit, geregeltes Verfahren zur 
Verhinderung von Missbräuchen, Staatsaufsicht, allenfalls auch genereller 
Ausschluss der Beihilfe zur Selbsttötung in Spitälern sowie Alters- und Pfle-
geheimen. 
99 Weiterführend FREI, 375: bei 11 von 43 EXIT-begleiteten Selbsttötungen be-
stand kein medizinisch begründeter Todeswunsch, 6 Suizidenten waren min-
destens einmal in psychiatrischer Behandlung; BOSSHARD/ULRICH/BÄR, 311 
und 315: Von 748 zwischen 1999 und 2000 untersuchten Suizidbegleitungen 
durch EXIT war bei 9 Suizidenten (3%) eine psychische Störung der Grund 
für die Bitte um Suizidbeihilfe. 
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EXIT tätiger Arzt ohne gründliche Diagnose einer psychisch kranken 
29-jährigen Frau in Basel eine tödliche Dosis Natrium-Pentobarbital 
verschrieben hatte, deren Freitod in der Folge aber durch eine Inter-
vention des Kantonsarztes und eine fürsorgerische Freiheitsentzie-
hung verhindert wurde.100 Weiter wurde am 30. September 2002 eine 
Motion101 eingereicht, welche verlangte, dass die Sterbehilfe nur noch 
gegenüber Personen mit Wohnsitz in der Schweiz möglich sein soll, 
und dass die Suizidhilfeorganisationen unter staatliche Aufsicht zu 
stellen seien.102 Im sog. «Sterbetourismus» ist eine weitere aktuelle 
Triebfeder für Revisionsforderungen im Bereiche der organisierten 
Suizidbeihilfe zu sehen. 59 der 76 Suizidbegleitungen, die DIGNITAS 
im Jahre 2002 durchführte, betrafen Personen, die aus dem Ausland 
anreisten. 2003 stieg diese Zahl auf 91.103 Das Phänomen des Sterbe-
tourismus betrifft aktuell 0,14% aller Todesfälle und höchstens 7% 
aller Suizide.104 Eine weitere Motion wurde am 4. Oktober 2004 lan-
ciert.105 Sowohl die Motionen VALLENDER wie auch die Motion BAU-
MANN wurden jedoch in der Zwischenzeit abgeschrieben.106 Eine im 
März 2004 von der Bundesversammlung überwiesene Motion der 
Kommission für Rechtsfragen des Ständerates107 beauftragte den Bun-
                                                   
100 PETERMANN, Gesetzesentwurf, 1119 f.; vgl. VerwGer ZH, 15. Juli 1999, ZBl 
2000, 489 = AJP 2000, 474 mit Anm. von LUDWIG. A. MINELLI und zusätzlichen 
Anm. von Yvo HANGARTNER. 
101 02.3500: Sterbehilfe und Sterbetourismus (VALLENDER). 
102 RIPPE/SCHWARZENEGGER/BOSSHARD/KIESEWETTER, Version Aufsatz SJZ., 56; 
weiterführend hierzu EJPD-Bericht-2006, 44 ff.; NEK-Bericht-2005, 63. 
103 BAG-Bericht-2005, 16. 
104 EJPD-Bericht-2006, 49. 
105 02.3623: Abschaffung des «Sterbetourismus» in der Schweiz, Änderung von 
StGB 115 NR ALEXANDER BAUMANN. 
106 NZZ, 12./13. November 2005, 53. 
107 03.3180 «Sterbehilfe und Palliativmedizin». 
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desrat, Vorschläge für die gesetzliche Regelung der indirekten akti-
ven und der passiven Sterbehilfe zu unterbreiten und Massnahmen 
zur Förderung der Palliativmedizin zu treffen. Am 16. Juni 2005 
reichte zudem die Freisinnig-demokratische Fraktion eine weitere 
Motion ein108 und forderte den Bundesrat auf, die Expertenarbeiten 
für einen Bericht bezüglich der Regelung der Sterbehilfe voranzutrei-
ben und dem Parlament die entsprechenden Grundlagen bis im De-
zember 2005 zur Verfügung zu stellen. Das EJPD kam in seinem Be-
richt im April 2006 nach einer eingehenden Prüfung der Alternativen 
zum Schluss, dass bezüglich der Strafbestimmung von Art. 115 StGB 
kein Bedarf für gesetzgeberische Massnahmen gegeben sei.109 Trotz-
dem gab es eine weitere Parlamentarische Initiative110, in welcher un-
ter anderem die Erarbeitung bundesrechtlicher Regelungen im Bezug 
auf Aufsicht und Kontrolle über Suizidhilfeorganisationen gefordert 
werden. Eine Regelung auf Bundesebene soll auch einen «interkanto-
nalen Sterbetourismus» aufgrund verschiedener gesetzlicher Grund-
lagen in den Kantonen verhindern. 
                                                   
108 05.3352 «Expertenarbeiten zum Thema Sterbehilfe». 
109 EJPD-Bericht-2006 , 52; vgl. auch NEK-Bericht-2006. 
110 Eingereicht am 23. Juni 2006 von Nationalrätin CHRISTINE EGERSZEGI-OBRIST, 
Nr. 06.453. Auch der Regierungsrat des Kantons Zürich erachtet das geltende 
Bundesrecht als «kaum ausreichend, um einen möglichen Missbrauch wirk-
sam auszuschliessen und eine sorgfältige Kontrolle zu gewährleisten.» (Aus-
zug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 
14. März 2007, KR-Nr. 44/2007 zu Frage 4). Er zieht in diesem Dokument auf 
kantonaler Ebene von den Sterbehilfeorganisationen freiwillig zu überneh-
mende Standesregeln in Erwägung. Diese sollen für mehr Transparenz sorgen 
und eventuell eine Tarifierung für Suizidbegleitungen sowie längere Beglei-
tung und vertiefte Abklärungen zur Situation der sterbewilligen Personen 
vorsehen. Ausserdem sollen nur für die Arbeit im Bereich Suizidhilfe qualifi-
zierte Personen in der organisierten Suizidhilfe tätig sein. 
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Die partielle Verbotslösung wie sie in Art. 115 StGB verankert ist und 
durch das zusätzliche Kriterium der selbstsüchtigen Beweggründe 
charakterisiert wird, entspricht einem breiten Konsens in der Schwei-
zer Bevölkerung.111 Es ist nicht angezeigt, daran etwas zu ändern. 
Die Resultate einer 2006 im Auftrag von EXIT in der deutschen und 
italienischen Schweiz durchgeführten Befragung lassen erkennen, 
dass der Autonomieanspruch im Sterben mit über 90% Zustimmung 
fest in den gesellschaftlichen Wertvorstellungen verankert ist. Viele 
Schweizerinnen und Schweizer können sich für den Fall einer un-
heilbaren Krankheit vorstellen, einen begleiteten Suizid durchzufüh-
ren. Selbst für den Bereich der direkten aktiven Sterbehilfe wünscht 
sich eine Mehrheit eine liberalere Lösung, d.h. befürwortet sie deren 
Legalisierung in Ausnahmefällen.112 Am bestehenden Modell der or-
ganisierten Suizidbeihilfe sollte daher weitgehend festgehalten wer-
den. 
Von den Suizidhilfeorganisationen ist zu verlangen, dass der Suizid-
wille, seine Wohlerwogenheit und die Urteilsfähigkeit des Suizidwil-
ligen seriös und unter ärztlicher Mitwirkung abgeklärt und doku-
mentiert werden. Die Pflicht des Staates, eine derartige Kontrolle der 
organisierten Suizidbeihilfe zu garantieren, wurde kürzlich auch vom 
Bundesgericht hervorgehoben.113 Falls die Vergütungen, Schenkun-
gen, Vermächtnisse und sonstigen Geldflüsse von Seiten der Suizid-
                                                   
111 Siehe zur weitgehenden gesellschaftlichen und behördlichen Akzeptanz der 
organisierten Suizidbeihilfe auch Bezirksanwaltschaft ZH, 7. Dezember 2000, 
6/1998/000195 (Einstellungsverfügung). 
112 Vgl. weiterführend EXIT Info 1/2007, 4 ff. 
113 BGE 133 I 58, Erw. 6.3.6: «Im Rahmen der Interessenabwägung zwischen dem 
Schutz des Lebens - welcher (zumindest) gebietet, dass im Einzelfall geprüft 
wird, ob der Entscheid, dem Leben ein Ende zu setzen, tatsächlich dem freien 
und wohlerwogenen Willen des Betroffenen entspricht.» 
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enten im Rahmen einer Selbstregulierung (Standesregeln) nicht trans-
parent gemacht werden, drängt sich die Einführung eines verwal-
tungsrechtlichen Erlasses auf, der entsprechende Dokumentations-
pflichten statuiert. Letztlich müsste dies im ureigenen Interesse der 
Suizidhilfeorganisationen liegen, denn ihre Vertrauenswürdigkeit 
und Akzeptanz hängt wesentlich davon ab, dass sie aus der Hilfe 
kein Geschäft machen. Das Problem des «Sterbetourismus», insbe-
sondere aus Deutschland und Grossbritannien, wird sich erst mit der 
Liberalisierung der dortigen Rechtsordnungen auflösen. In Deutsch-
land sind Vorschläge unterbreitet und erste Schritte zu einer Revision 
des Strafgesetzbuches eingeleitet worden.114 Dabei stösst die Schwei-
zer Lösung auf besonderes Interesse. 
                                                   
114 Vgl. zum Alternativentwurf Sterbebegleitung SCHÖCH/VERREL, 553 ff.; siehe 
ferner BIRKNER, 52 ff. m.w.H. 
